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Hinweise zum Umweltbericht:  
 
Themenfeld Bodenschutz: 

Im vorliegenden LEP-Entwurf wird von einem dauerhaften Verlust der natürlichen Funktionen des Bodens im Bereich der Fundamente ausgegangen. Davon ist für die Dauer 
des Betriebs zweifellos auszugehen. 
 
§ 1 BBodSchG sieht vor, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder wiederherzustellen. Damit muss aus bodenschutzrechtlicher Sicht rechtssicher geklärt werden, 
ob eine zukünftige Wiederherstellung der Funktionen des Bodens im LEP berücksichtigt werden muss. Eine solche Wiederherstellung der Funktionen des Bodens wäre nach 
einer Aufgabe eines Windenergie-Standortes mit einer Entfernung der Fundamente (z.B. bei Verwendung geeigneter Fertigfundamente) denkbar. Die Funktionen des Bodens 
als Lebensraum für Mensch, Tier und Pflanze sowie der Filterfunktion und des Retentionsvermögens wären dann nach Rückbau der Fundamente wiederherstellbar.  
  
Auf der Ebene der Landesplanung kann eine anlagenspezifische Vorgabe zur Bauweise des Fundamentes zwar nicht erfolgen. Jedoch kann in der Planung darauf hingewiesen 

werden, dass die Wiederherstellung des Bodens eine rechtliche Anforderung des nachhaltigen Bodenschutzes ist und bei den späteren Anlagenplanungen und im 

Zulassungsverfahren Berücksichtigung findet. Ein entsprechender Hinweis auf Planungsebene wäre in dem Fall aus Sicht des Bodenschutzes und aus Gründen der 

vorausschauenden Planung für Betreibende von Anlagen sinnvoll. 

 

Im weiteren LEP-Entwurf in Tab. 13 Prüfbogen zu Ziel 10.2-6 und zu Grundsatz 10.2.-7 (s. S. 58), Tab. 15 Prüfbogen zu Ziel 10.2.-8 und Tab. 19 Prüfbogen zu Ziel 10.2-12 

und unter der „Nr. 4 Boden“ wäre dann unter Berücksichtigung der o.a. Anmerkung eine entsprechende Änderung erforderlich.  

 

Themenfeld Wasserwirtschaft:  

In Tabelle 6 des Umweltberichts zur beabsichtigten LEP-Änderung werden Ausschlusskriterien für die Festlegung von Windenergiebereichen aufgeführt. Für fließende 

Gewässer 1. Ordnung wird dort ein Abstand von 50 m zu den Windenergiebereichen festgelegt. Dieses Kriterium stimmt nicht mit den in NRW fachlich angestrebten 

Entwicklungskorridoren für Fließgewässer überein. 

 

Oberirdische Gewässer sind entsprechend des § 27 WHG so zu bewirtschaften, dass ein guter ökologischer und guter chemischer Zustand erhalten und erreicht wird. Im Fall 

eines künstlich oder erheblich veränderten Gewässers ist das gute ökologische Potential zu erhalten oder zu erreichen. Zur Zielerreichung dieser Vorgaben ist es geboten, 

Gewässerentwicklungskorridore mit entsprechenden Flächen für renaturierende Gewässerausbaumaßnahmen entlang der Gewässer freizuhalten.  Dies gilt nicht nur für die 

Gewässer 1. Ordnung, sondern auch für Gewässer 2. und sonstiger Ordnung. Ein ausreichender Abstand der Windenergiebereiche ist daher für alle Fließgewässer vorzusehen. 

 

Für die Quantifizierung des Abstands der Windenergiebereiche zum Gewässer sollte zudem der typkonforme Entwicklungskorridor des jeweiligen Gewässers hergeleitet werden 

(MULNV Blaue Richtlinie - Anhang 1, 2010 sowie LANUV Arbeitsblatt 55, 2022). Für die Lippe als Gewässer 1. Ordnung ergibt sich demnach ein benötigter Entwicklungskorridor 

zur typkonformen Gewässerentwicklung von bis zu 300 m (Typ 15: Sand- und Lehmgeprägte Tieflandflüsse). Dieser ist damit dreimal so groß, wie der im Umweltbericht 

anvisierte beidseitige Abstand von 50 m zum Fließgewässer. Gleiches gilt für die Ems 1. bzw. 2. Ordnung (Typ 11: organisch geprägter Bach bzw. weitergehend Typ 15: Sand 

– und Lehmgeprägter Tieflandfluss). Für größere Fließgewässer ergeben sich ungleich größere Abstände. So ist für die Weser 1. Ordnung ein Entwicklungskorridor von 500 m 
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freizuhalten. Die Festlegung der Gewässerentwicklungskorridore ist fachlich begründet, geeignet, erforderlich und angemessen zur Erreichung der Ziele der EU-

Wasserrahmenrichtlinie (§ 27 WHG). Im Rahmen der beabsichtigten Änderung des LEP ist eine Entscheidung erforderlich, ob von den fachlichen Standards zur Erreichung 

der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie notwendig abgewichen werden muss. 

 




